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A.  Bekanntmachungen des Zweckverbandes 
 

Niederlausitzer Studieninstitut 

für kommunale Verwaltung 

 

1. Neue Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes 

 

 Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung (RSPO) 

für Fortbildungsprüfungen 

des Niederlausitzer Studieninstitutes für kommunale Verwaltung 
 

Auf der Grundlage § 54 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, S. 931), 

zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 90 des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Februar 

2009 (BGBl. I S. 160) in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchstabe b der Verordnung über Zuständigkei-

ten nach dem Berufsbildungsgesetz im öffentlichen Dienst vom 12. Februar 1993 (GVBl. II) erlässt 

die Verbandsversammlung des Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) mit Genehmi-

gung gemäß § 47 Abs. 1 BBiG des Ministerium des Innern des Landes Brandenburg vom 30. No-

vember 2009 nachstehende Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung: 

 

Inhaltsverzeichnis: 

 

§ 1    Inhalt und Ziel der Fortbildungsprüfungen 

§ 2   Errichtung, Zusammensetzung und    

 Berufung der Prüfungsausschüsse 

§ 3   Ausschluss und Befangenheit 

§ 4   Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung 

§ 5   Geschäftsführung 

§ 6   Verschwiegenheit 

§ 7   Prüfungstermine 

§ 8   Zulassungsvoraussetzungen 

§ 9   Anmeldung zur Prüfung 

§ 10  Entscheidung über die Zulassung 

§ 11  Anrechnung anderer Prüfungsleistungen 

§ 12  Regelungen für behinderte Menschen 

§ 13  Prüfungsgegenstand 

§ 14  Gliederung der Prüfung 

§ 15  Prüfungsaufgaben 

§ 16  Aufsicht, Kennziffer 

§ 17  Hausarbeit 

§ 18  Ausweispflicht und Belehrung 

§ 19  Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße 

§ 20  Bewertung, Punktzahlen 

§ 21  Bewertung der schriftlichen Prüfungs-

 arbeiten 

§ 22  Bewertung des Prüfungsgesprächs  

§ 23  Feststellung des Prüfungsergebnisses, 

 Niederschrift 

§ 24  Prüfungszeugnis 

§ 25  Nichtbestandene Prüfung 

§ 26  Wiederholungsprüfung 

§ 27  Rücktritt, Nichtteilnahme 

§ 28  Nichtöffentlichkeit 

§ 29  Einsicht in die Prüfungsakten 

§ 30  Gleichstellungsbestimmung 

§ 31  Übergangsregelungen 

§ 32  Inkrafttreten/ Außerkrafttreten 
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§ 1 

Inhalt und Ziel der Fortbildungsprüfungen 

 

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch berufliche Fortbil-

dung erworben worden sind, können Prüfungen (Fortbildungsprüfungen) durchgeführt wer-

den. 

 

(2) Die berufliche Fortbildung dient der Erweiterung der beruflichen Handlungsfähigkeit und soll 

berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten erhalten, erweitern und der technischen Entwicklung 

anpassen, sowie  einen beruflichen Aufstieg ermöglichen. 

 

§ 2 

Errichtung, Zusammensetzung und Berufung der Prüfungsausschüsse 

 

(1) Für die Abnahme von Prüfungen errichtet die zuständige Stelle Prüfungsausschüsse. 

 

(2) Die Prüfungsausschüsse bestehen mindestens aus: 

1. einem Beauftragten der Arbeitgeber, 

2. einem Beauftragten der Arbeitnehmer, 

3. einem qualifizierten Mitarbeiter der zuständigen Stelle. 

 

(3) Die Mitglieder eines Prüfungsausschusses haben Stellvertreter. 

 

(4) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig 

und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein.  

 

(5) Sie werden für die Dauer von fünf Jahren von der zuständigen Stelle berufen. Bei Ausschei-

den eines Mitgliedes während der Amtszeit des Prüfungsausschusses kann die Berufung eines 

neuen Mitgliedes auf die verbleibende Amtszeit begrenzt werden. Die Mitglieder üben nach 

Ablauf ihrer Amtszeit ihre Tätigkeit im Prüfungsausschuss weiter aus, bis ein neuer Prü-

fungsausschuss gebildet ist. Wiederberufungen sind zulässig. 

 

(6) Das Berufungsverfahren richtet sich nach § 40 Abs. 3 und 5 BBiG. 

 

(7) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitver-

säumnis ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemes-

sene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der zuständigen Stelle mit Genehmigung der 

obersten Landesbehörde festgesetzt wird.  

 

§ 3 

Ausschluss und Befangenheit 

 

(1) Bei der Zulassung zur Prüfung und bei der Prüfung selbst dürfen Prüfungsausschussmitglie-

der nicht mitwirken, die nach § 20 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 14. August 2009 

(BGBl. I S. 2827) in Verbindung mit § 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 

Brandenburg vom 07. Juli 2009 (GVBl. I/09, [Nr. 12], S. 262, 264) ausgeschlossen oder be-

fangen sind. 
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(2) Prüfungsausschussmitglieder, die sich befangen fühlen, und zur Prüfung anstehende Personen 

oder Prüflinge, die die Besorgnis der Befangenheit geltend machen wollen, haben dies unver-

züglich der zuständigen Stelle mitzuteilen; während der Prüfung gegenüber dem Prüfungs-

ausschuss. 

 

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung vor der Prüfung trifft die zustän-

dige Stelle, während der Prüfung der Prüfungsausschuss ohne das betroffene Mitglied. 

 

§ 4 

Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung 

 

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. 

 

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder (jedoch mindes-

tens drei) mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-

mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

§ 5 

Geschäftsführung 

 

(1) Die Geschäftsführung des Prüfungsausschusses liegt, in Abstimmung mit dem Prüfungsaus-

schuss, bei der zuständigen Stelle. 

 

(2) Die Protokolle über Sitzungen der Prüfungsausschüsse sind vom Protokollführer und vom 

Vorsitzenden zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung der Protokolle verbleibt bei der zuständi-

gen Stelle. 

§ 6 

Verschwiegenheit 

 

Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse haben über alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Ver-

schwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber dem Berufsbildungsausschuss und der zuständi-

gen Stelle. Ausnahmen bedürfen der Einwilligung der zuständigen Stelle. 

 

§ 7 

Prüfungstermine 

 

Die zuständige Stelle bestimmt die Prüfungstermine der Prüfung und gibt sie den Prüfungsbewerbern 

in geeigneter Weise spätestens einen Monat vor Beginn der Prüfung bekannt. 

 

§ 8 

Zulassungsvoraussetzungen 

 

Die Zulassungsvoraussetzungen werden von der zuständigen Stelle in den jeweiligen Studien- und 

Prüfungsordnungen (Prüfungsregelungen nach § 54 BBiG) des Niederlausitzer Studieninstitutes (zu-

ständige Stelle) bestimmt. 
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§ 9 

Anmeldung zur Prüfung 

 

(1) Mit der Anmeldung zum Lehrgang/Studiengang erfolgt auch die Anmeldung zur Prüfung. 

Eine gesonderte Anmeldung ist nicht erforderlich. 

 

(2) Andere Prüfungsbewerber melden sich spätestens acht Wochen vor Beginn der schriftlichen 

Prüfung auf dem von der zuständigen Stelle vorgesehenen Vordruck zur Fortbildungsprüfung 

an.  

 

§ 10 

Entscheidung über die Zulassung 

 

(1) Über die Zulassung zur Fortbildungsprüfung entscheidet die zuständige Stelle. Hält sie die 

Zulassungsvoraussetzungen nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuss. 

 

(2) Externe Prüfungsbewerber erhalten auf ihren schriftlichen Antrag spätestens zwei Wochen 

vor der Prüfung die Entscheidung über die Zulassung zur Prüfung auf der Grundlage des Ab-

satzes 1 von der zuständigen Stelle. 

 

(3) Wurde die Zulassung auf Grund gefälschter Unterlagen oder falscher Angaben ausgespro-

chen, kann sie von der zuständigen Stelle im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss wi-

derrufen werden. 

 

§ 11  

Anrechnung anderer Prüfungsleistungen 

 

Auf schriftlichen Antrag können Prüfungsbewerbern durch die zuständige Stelle frühere schriftliche 

Prüfungsleistungen anerkannt werden, wenn diese vor einer zuständigen Stelle bzw. einer öffentli-

chen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss 

mit Erfolg abgelegt wurden und mit den Anforderungen einzelner Prüfungsfächer aus der jeweiligen 

Studien- und Prüfungsordnung vergleichbar sind.  

Die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung muss innerhalb von fünf Jahren nach Bekanntgabe des Be-

stehens der anderen Prüfung erfolgen. 

 

§ 12 

Regelungen für behinderte Menschen 

 

Behinderten Menschen (§ 2 Abs. 1 SGB IX) sind auf schriftlichen Antrag die der Art und Schwere 

ihrer Behinderung angemessenen Erleichterungen (Dauer der Prüfung, Zulassung von Hilfsmitteln 

oder Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter) zu gewähren. Die Behinderung ist durch ein ärzt-

liches Attest nachzuweisen. In Einzelfällen kann die zuständige Stelle ein amtsärztliches Zeugnis 

verlangen. Die fachlichen Anforderungen dürfen jedoch nicht geringer bemessen werden. Über den 

Antrag, der in der Regel mit der Anmeldung zur Prüfung zu stellen ist, entscheidet die zuständige 

Stelle. 
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§ 13 

Prüfungsgegenstand 

 

Soweit keine entsprechende Rechtsverordnung nach § 53 Abs. 1 BBiG erlassen ist, regelt die zustän-

dige Stelle Ziel, Inhalt und Anforderungen der Prüfung durch Prüfungsregelungen nach § 54 BBiG. 

 

§ 14 

Gliederung der Prüfung 

 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus einem schriftlichen Teil und einem Prüfungsgespräch, so-

weit in der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung (Prüfungsregelung nach § 54 BBiG) des 

Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) nichts anderes bestimmt ist. Der schrift-

liche Teil geht dem Prüfungsgespräch voraus. 

 

 

(2) Eine schriftliche Prüfungsarbeit kann durch die Anfertigung einer Hausarbeit ersetzt werden 

soweit dieses in der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung geregelt ist. 

 

§ 15 

Prüfungsaufgaben 

 

(1) Die Prüfungsfächer für die schriftliche Prüfung werden auf der Grundlage der jeweiligen 

Studien- und Prüfungsordnung vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses festgelegt. 

 

(2) Jeder Fachdozent, der in einem Prüfungsfach unterrichtet, schlägt auf Anforderung der zu-

ständigen Stelle für sein Prüfungsfach Prüfungsaufgaben mit Lösungs- und Bewertungshin-

weisen vor. Die Aufforderung zur Erstellung von Prüfungsaufgaben kann sich auf den 

schriftlichen Teil, auf das Prüfungsgespräch als auch auf Themen für Hausarbeiten erstre-

cken. 

 

(3) Die zuständige Stelle legt die Prüfungsaufgaben endgültig fest; diese sind geheim zu halten. 

 

§ 16 

Aufsicht, Kennziffer 

 

(1) Die zuständige Stelle bestimmt bei der schriftlichen Prüfung einen Beauftragten, der die Auf-

sicht ausübt. Die Aufsichtsführung muss sicherstellen, dass die Prüfungsteilnehmer selbst-

ständig arbeiten und nur die zugelassenen Arbeits- und Hilfsmittel benutzen. Entwürfe, Ar-

beitsbögen sowie sonstige Lösungskonzepte sind der Prüfungsarbeit beizufügen. 

 

(2) Die schriftlichen Arbeiten sind nicht mit dem Namen der Prüfungsteilnehmer, sondern mit 

Kennziffern zu versehen. 

 

(3) Über den Ablauf der schriftlichen Prüfung ist durch den Aufsichtführenden eine Niederschrift 

zu fertigen und zu unterschreiben. 
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§ 17 

Hausarbeit 

 

(1) Der schriftliche Antrag auf Erstellung einer Hausarbeit nach § 14 Abs. 2 muss mindestens 

zehn Wochen vor dem entsprechenden Prüfungstermin vom Prüfungsbewerber bei der zu-

ständigen Stelle eingereicht werden.  

 

(2) Die Bearbeitungszeit für eine Hausarbeit beträgt 4 Wochen. Die Hausarbeit ist in zweifacher 

Ausführung einzureichen und mit folgender Versicherung, die vom Prüfungsbewerber zu un-

terzeichnen ist, zu versehen: 

 

„Hiermit versichere ich, dass die vorliegende Hausarbeit von mir selbst und ohne uner-

laubte Hilfe (z.B. durch Inanspruchnahme Dritter) angefertigt worden ist, insbesondere, 

dass ich alle Stellen, die wörtlich oder annähend wörtlich aus Veröffentlichungen über-

nommen sind, als solche kenntlich gemacht habe.“  

 

§ 18 

Ausweispflicht und Belehrung 

 

Der Prüfungsteilnehmer hat sich auf Verlangen des Aufsichtsführenden oder eines Mitgliedes des 

Prüfungsausschusses auszuweisen. Er ist vor Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur 

Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen von Täuschungshand-

lungen, Ordnungsverstößen und einen Rücktritt während der Prüfung zu belehren. 

 

§ 19 

Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße 

 

(1) Einem Prüfungsteilnehmer, der eine Täuschungshandlung versucht, kann die Fortsetzung der 

Prüfung unter Vorbehalt gestattet werden. Bei einer erheblichen Störung kann er von der wei-

teren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. 

 

(2) Behindert ein Prüfungsteilnehmer durch sein Verhalten die Prüfung so, dass die Prüfung 

nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden kann, ist er von der Teilnahme auszuschließen. 

Diese Entscheidung kann vom Aufsichtsführenden getroffen werden. Die endgültige Ent-

scheidung über die Folgen für den ausgeschlossenen Prüfungsteilnehmer hat der Prüfungs-

ausschuss zu treffen. 

 

(3) Über die Folgen eines Vorfalles nach Absatz 1 oder einer Täuschung, die nach Abgabe einer 

schriftlichen Prüfungsarbeit festgestellt wird, entscheidet der Prüfungsausschuss. Er kann 

nach Schwere der Verfehlung die Wiederholung einzelner oder mehrerer Prüfungsleistungen 

anordnen oder die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklären. 

 

(4) Wird eine schwerwiegende Täuschung erst nach Abschluss der Prüfung bekannt, kann der 

Prüfungsausschuss nachträglich die Prüfung für nicht bestanden erklären. Die Maßnahme ist 

innerhalb einer Frist von einem Jahr nach Abschluss der Prüfung zulässig. 

 

(5) Der Betroffene ist vor der Entscheidung zu hören. 
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§ 20 

Bewertungsschlüssel 

 

(1) Die Prüfungsleistungen der einzelnen Prüfungsfächer sind mit einer der folgenden Punktzah-

len und der sich daraus ergebenden Note zu bewerten: 

 

eine den Anforderungen in besonderem 

Maße entsprechende Leistung  100 - 92 Punkte Note 1 - sehr gut 

 

 

eine den Anforderungen voll 

entsprechende Leistung   unter 92 - 81 Punkte Note 2 - gut 

 

eine den Anforderungen im Allgemeinen 

entsprechende Leistung   unter 81 - 67 Punkte Note 3 - befriedigend 

 

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist,  

aber im Ganzen den Anforderungen noch  

entspricht     unter 67 - 50 Punkte Note 4 - ausreichend 

 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht  

entspricht, jedoch erkennen lässt, dass  

notwendige Grundkenntnisse noch  

vorhanden sind    unter 50 - 30 Punkte Note 5 - mangelhaft 

 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht 

entspricht und bei der selbst Grundkenntnisse  

fehlen      unter 30-0 Punkte Note 6 - ungenügend 

 

(2) Der 100-Punkte-Bewertungsschlüssel ist bei der Bewertung aller Prüfungsleistungen sowie 

der Ermittlung von Zwischen- und Gesamtergebnissen anzuwenden. 

 

(3) Soweit eine Bewertung der Leistungen nach dem Punktesystem nicht sachgerecht ist, ist die 

Bewertung nach Noten vorzunehmen.  

 

(4) Bei der Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen sind nicht nur die Richtigkeit der 

Lösung, sondern auch die äußere Form der Arbeit, deren Gliederung, die Art der Begrün-

dung, die Klarheit der Darstellung, die Rechtschreibung und die Gewandtheit des Aus-

drucks zu berücksichtigen. 

 

(5) Bei programmierter Prüfung ist eine der Prüfungsart entsprechende Bewertung vorzuneh-

men.  

 

§ 21 

Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen 

 

(1) Die schriftlichen Prüfungsleistungen sind jeweils von zwei Mitgliedern des Prüfungsaus-

schusses (Erstkorrektor und Zweitkorrektor) selbstständig zu beurteilen und zu bewerten. 
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(2) Fachdozenten können als Vorgutachter durch die zuständige Stelle im Einvernehmen mit 

dem Prüfungsausschussvorsitzenden zugelassen werden. 

 

(3) Weichen die beiden Bewertungen in mindestens einer Notenstufe voneinander ab, sollen die 

beiden Prüfer eine Einigung über die Bewertung anstreben. Kommt eine Einigung nicht zu-

stande, entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses selbst oder bestimmt einen drit-

ten Prüfer zur endgültigen Entscheidung. 

 

(4) Beschlüsse über die Bewertung einzelner Prüfungsleistungen, der Prüfung insgesamt sowie 

über das Bestehen oder Nichtbestehen der Prüfung werden vom Prüfungsausschuss gefasst. 

 

§ 22 

Prüfungsgespräch 

 

(1) Ein Prüfungsgespräch ist von dem Prüfungsausschuss, der die Prüfung abnimmt, zu beurtei-

len und zu bewerten. Das Ergebnis ist vom Ausschuss zu beschließen und dem Prüfling im 

Anschluss bekannt zu geben.  

 

(2) Bei der Bewertung fließen die Fachlichkeit zu 40% und das kommunikative Element zu 60% 

in die Gesamtnote der fachpraktischen Prüfung ein, soweit nicht in der jeweiligen Studien- 

und Prüfungsordnung eine andere Regelung getroffen ist. 

 

§ 23 

Feststellung des Prüfungsergebnisses, Niederschrift 

 

(1) Der Prüfungsausschuss stellt das Gesamtergebnis der Prüfung durch Ermittlung der Gesamt-

note fest. 

 

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses (Gesamtnote) haben die Einzelnoten der schriftli-

chen Prüfung und die Gesamtnote des Prüfungsgesprächs die gleiche Gewichtung. Die Ge-

samtnote ist auf zwei Dezimalstellen zu berechnen, die dritte Dezimalstelle bleibt unberück-

sichtigt. Bei der Feststellung des Gesamtergebnisses sind folgende Notenwerte zu berücksich-

tigen: 

1,00 bis 1,49 = sehr gut   

1,50 bis 2,49 = gut    

2,50 bis 3,49 = befriedigend   

3,50 bis 4,49 = ausreichend   

4,50 bis 5,49 = mangelhaft   

ab 5,50  = ungenügend   

 

(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn im Gesamtergebnis mindestens ausreichende Leistungen 

erbracht werden. Die  Prüfung ist nicht bestanden, wenn: 

- zwei schriftliche Prüfungen mit „mangelhaft“ (5) oder  

- eine schriftliche Prüfung mit "ungenügend" (6) oder  

- das Prüfungsgespräch mit „ungenügend“ (6) bewertet wurde. 

 

(4) Über die Feststellung des Gesamtergebnisses der Fortbildungsprüfung ist eine Niederschrift 

auf dem von der zuständigen Stelle vorgesehenen Vordruck zu fertigen. Sie ist vom Vorsit-

zenden und dem Protokollführer des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Die Ausferti-

gung der Niederschrift verbleibt bei der zuständigen Stelle. 
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§ 24 

Prüfungszeugnis 

 

(1) Der Prüfungsteilnehmer erhält von der zuständigen Stelle über die bestandene Prüfung ein 

Prüfungszeugnis. 

 

(2) Das Prüfungszeugnis enthält mindestens: 

· die Bezeichnung „Zeugnis“, 

· die Personalien (Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort) des Prüfungsteilnehmers, 

· die Studiendauer 

· die Bezeichnung der Fortbildungsprüfung mit Fundstelle, 

· das Gesamtergebnis der Prüfung 

· das Datum des Bestehens der (letzten) Prüfung, 

 

(3) Es wird vom Vorsitzenden der Prüfungskommission und dem Vertreter der zuständigen Stelle 

unterzeichnet und mit dem Siegel des Niederlausitzer Studieninstitutes versehen. 

 

(4) Auf der Rückseite des Prüfungszeugnisses sind die Prüfungen, unterteilt nach mündlicher und 

schriftlicher Prüfung sowie der Hausarbeit mit den Endnoten der einzelnen Leistungsnach-

weise aufgeführt. Diese werden von einem Vertreter der zuständigen Stelle unterzeichnet und 

mit dem Siegel des Niederlausitzer Studieninstitutes versehen. 

 

§ 25 

Nichtbestandene Prüfung 

 

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer von der zuständigen Stelle einen 

mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid mit den in der Prüfung erzielten Ein-

zelergebnissen. Die Beschäftigungsbehörde des Prüfungsteilnehmers erhält davon eine Kopie 

zur Kenntnis. 

 

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungsprüfung nach § 26 ist hinzuweisen. 

 

§ 26 

Wiederholungsprüfung 

 

(1) Eine Fortbildungsprüfung, die nicht bestanden ist, kann in den schriftlichen Prüfungsleistun-

gen, die mit mangelhaft oder ungenügend bewertet wurden innerhalb von zwei Kalenderjah-

ren zweimal wiederholt werden, gerechnet ab dem Folgejahr nach Zustellung des Bescheides 

über die nicht bestandene Prüfung. Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prüfungster-

min (§ 7) wiederholt werden.  

 

(2) Für die Anmeldung zur Wiederholungsprüfung findet § 9 Abs. 2 Anwendung. 

 

§ 27 

Rücktritt, Nichtteilnahme 

 

(1) Der Prüfungsbewerber kann bis zum ersten Prüfungstag durch schriftliche Erklärung von der 

Prüfung zurücktreten. In diesem Falle gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Hat der Prüfungs-

bewerber ohne vorherige schriftliche Erklärung an der Prüfung nicht teilgenommen, so gilt 
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die Prüfung als nicht bestanden (0 Punkte = ungenügend), falls nicht der Prüfungsbewerber 

aus wichtigem Grund an der Teilnahme oder an der rechtzeitigen Abgabe der Erklärung ge-

hindert war. 

 

(2) Bricht der Prüfungsteilnehmer aus wichtigem Grund die Prüfung ab, so gilt die Prüfung als 

nicht abgelegt; bereits abgeschlossene schriftliche Prüfungsleistungen  können anerkannt 

werden. Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch der Prüfung nicht vor, so gilt die Prüfung 

als nicht bestanden. 

 

(3) Der Nachweis eines wichtigen Grundes oder von Gründen, die der Prüfungsteilnehmer nicht 

zu vertreten hat, ist unverzüglich zu erbringen. In Krankheitsfällen ist ein ärztliches Attest 

vorzulegen. In begründeten Fällen kann die zuständige Stelle die Vorlage eines amtsärztli-

chen Attestes nachfordern. 

 

(4) Die Entscheidung über das Vorliegen eines wichtigen Grundes trifft der Prüfungsausschuss 

nach Anhörung des Prüflings. 

 

§ 28 

Nichtöffentlichkeit 

 

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 

 

(2) Beauftragte der zuständigen Stelle und Mitglieder des Berufsbildungsausschusses können 

anwesend sein. Der Prüfungsausschuss kann andere Personen zulassen, sofern keiner der Prü-

fungsteilnehmer berechtigte Einwendungen dagegen erhebt. 

 

(3) An der Beratung über das Prüfungsergebnis sind nur die Mitglieder des Prüfungsausschusses 

beteiligt.  

 

§ 29 

Einsicht in die Prüfungsakten 

 

(1) Auf Antrag ist dem Prüfungsteilnehmer nach Abschluss des Prüfungsverfahrens Einsicht in 

seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. 

 

(2) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind zwei Jahre, die Niederschriften nach § 23 Abs. 4 sind 

zehn Jahre nach Abschluss der Prüfung aufzubewahren. 

 

§ 30 

Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung gelten jeweils 

in männlicher und weiblicher Form. 

 

§ 31 

Übergangsregelungen 

 

(1) Auf Lehrveranstaltungen zur Vorbereitung auf eine Prüfung, die bei Inkrafttreten dieser 

Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung begonnen haben, sind die bisherigen Vorschriften 

weiter anzuwenden. 
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(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn Wiederholungsprüfungen erforderlich werden. 

 

§ 32 

Inkrafttreten/ Außerkrafttreten 

 

Diese Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 

des Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) in Kraft. 

 

Beeskow, den 07. Januar 2010 

 

Stephan Loge Manfred Zalenga 

Vorsitzender  Verbandsvorsteher 

     der Verbandsversammlung   des Niederlausitzer Studieninstitutes 

  des Niederlausitzer Studieninstitutes      

 

2. Neue Studien- und Prüfungsordnung Angestelltenlehrgang I 

 

Studien- und Prüfungsordnung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes über die 

„Erste Prüfung für Beschäftigte im kommunalen Verwaltungsdienst- Angestellten-

lehrgang I“ 
 

Auf der Grundlage des § 54 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, S. 

931) zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 90 des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Februar 

2009 (BGBl. I S. 160) in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchstabe b) der Verordnung über Zuständigkei-

ten nach dem Berufsbildungsgesetz im öffentlichen Dienst vom 12. Februar 1993 (GVBl. II, Seite 

94) und der Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer 

Studieninstitutes für kommunale Verwaltung vom 07. Januar 2010 erlässt die Verbandsversammlung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) mit Genehmigung gemäß § 47 (1) BBiG des 

Ministerium des Innern des Landes Brandenburg vom 30. November 2009 nachstehende Studien- 

und Prüfungsordnung: 

 

Inhaltsverzeichnis: 

 

§ 1 Geltungsbereich § 8 Gleichstellungsbestimmungen 

§ 2 Ziel der Lehrveranstaltungen § 9 Übergangsregelungen  

§ 3 Zugangsvoraussetzungen  § 10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 4 Studienverlauf Anlage: Studienplan 

§ 5 Zulassungsvoraussetzungen  zur Prüfung 

§ 6 Arten der Prüfungsleistung  

§ 7 Beurkundung 
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§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Prüfungsregelungen gelten für die Lehrveranstaltungen und die Prüfungen zum Erwerb der 

„Ersten Prüfung für Beschäftigte im kommunalen Verwaltungsdienst“ im Niederlausitzer Studienin-

stitut. 

Die Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes vom  

07. Januar 2010 ist Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung. 

 

§ 2 

Ziel der Lehrveranstaltungen 

 

Die Lehrveranstaltungen vermitteln den Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung umfassende 

Grundlagen aller fachspezifischen und fachübergreifenden Gebiete der kommunalen Verwaltung.   

Sie vermitteln vertiefte Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen, die sie befähigen, komplexere und 

verantwortungsvollere Aufgaben mit größerem Schwierigkeitsgrad in der allgemeinen Verwaltung 

wahrzunehmen und Methodenkenntnisse und Anwendungsfertigkeiten (Schlüsselqualifikationen) 

einzusetzen. 

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

 

(1) Zur Zulassung muss folgende Zugangsvoraussetzung erfüllt sein: 

· Bewerber mit mindestens zweijähriger Praxis in einer öffentlichen Verwaltung. 

 

(2) Vor Lehrgangsbeginn prüft die zuständige Stelle, ob die Voraussetzungen erfüllt sind. Liegen 

diese nicht vor, teilt sie dies dem Lehrgangsteilnehmer mit. 

 

§ 4 

Studienverlauf 

 

(1) Die Lehrveranstaltungen sind modular aufgebaut und stellen den Mindestumfang zu absolvie-

render Module für einen erfolgreichen Abschluss der Prüfungen dar. 

 

(2) Die in 5 Module gegliederten Lehrveranstaltungen umfassen insgesamt 480 Unterrichtsein-

heiten (UE) á 45 Minuten. 

 

(3) Auf Festlegung der zuständigen Stelle können die im Studienplan festgelegten Module und 

die Art der Lehrveranstaltungen aus zwingendem Grund abgeändert werden. 

 

(4) Der gültige Studienplan ist als Anlage zu dieser Studien- und Prüfungsordnung enthalten. 

 

§ 5 

Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung 

 

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer die Zulassungsvoraussetzungen nach § 3 erfüllt und wer  an 

den Lehrveranstaltungen zur „Ersten Prüfung für Beschäftigte im kommunalen Verwaltungs-

dienst“ am Niederlausitzer Studieninstitut regelmäßig teilgenommen hat. 
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(2) Vom Erfordernis der Teilnahme an den Lehrveranstaltungen kann ganz oder teilweise abge-

sehen werden, wenn der Prüfungsbewerber durch Urkunden bzw. Zeugnisse oder auf andere 

Weise glaubhaft macht, dass er Kenntnisse und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung 

zur Prüfung rechtfertigen. 

 

§ 6 

Arten der Prüfungsleistungen 

 

(1) Prüfungsleistungen sind 

· vier schriftliche Prüfungsarbeiten und 

· ein Prüfungsgespräch in der Form einer fachpraktischen Prüfung. 

 

(2) Im schriftlichen Prüfungsteil sind folgende Aufsichtsarbeiten anzufertigen: 

 

1. eine Arbeit aus dem Modul „Politik, Staat, Verwaltung (180 Minuten) 

2. eine Arbeit aus dem Modul „Verwaltungsbetriebswirtschaft“ (180 Minuten) 

3. zwei Arbeiten aus den übrigen Modulen (je 120 Minuten) 

 

 

(3) An Stelle einer Aufsichtsarbeit in den in Abs. 2 Pkt. 1 und 2 genannten prüfungsrelevanten 

Fächern kann der Prüfling eine Hausarbeit anfertigen.  

 

(4) Die Prüfungsfächer gem. Abs. 2 Pkt. 1 und 3, sowie das Thema der Hausarbeit werden mit 

den Prüfungsterminen bekannt gegeben. 

 

(5) In der fachpraktischen Prüfung soll der Prüfling eine praktische Aufgabe bearbeiten und da-

bei Sachverhalte aus der Fachrichtung „Kommunalverwaltung“ beurteilen und Lösungen auf-

zeigen. Die Aufgabe soll Ausgangspunkt für das nachfolgende Prüfungsgespräch sein. Hier-

bei soll der Prüfling zeigen, dass er Arbeitsergebnisse bürgerorientiert darstellen sowie in be-

rufstypischen Situationen kommunizieren und kooperieren kann. Das Prüfungsgespräch 

einschl. der Bearbeitungszeit für die Aufgabe soll für den einzelnen Prüfling nicht länger als 

45 Minuten dauern. 

 

(6) Für das Prüfungsverfahren gilt die von der zuständigen Stelle erlassene Rahmen-Studien- und 

Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer Studieninstitutes für kom-

munale Verwaltung vom 07. Januar 2010. 

 

§ 7 

Beurkundung 

 

Die erfolgreich bestandenen Prüfungen nach § 6 führen zum Abschluss der „Ersten Prüfung für Be-

schäftigte im kommunalen Verwaltungsdienst“. Die zuständige Stelle fertigt darüber eine Urkunde 

aus. 

§ 8 

Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in der Studien- und Prüfungsordnung gelten jeweils in männli-

cher und weiblicher Form. 
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§ 9 

Übergangsregelungen 

 

(3) Auf Lehrveranstaltungen zur Vorbereitung auf eine Prüfung, die bei Inkrafttreten dieser 

Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung begonnen haben, sind die bisherigen Vorschriften 

weiter anzuwenden. 

 

(4) Absatz 1 gilt auch dann, wenn Wiederholungsprüfungen erforderlich werden. 

 

§ 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes über die „Erste Prüfung 

für Beschäftigte im kommunalen Verwaltungsdienst“  tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 

Amtsblatt des Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) in Kraft. 

 

Beeskow, den 07. Januar 2010 

 

 

Stephan Loge Manfred Zalenga 

Vorsitzender  Verbandsvorsteher 

der Verbandsversammlung Niederlausitzer Studieninstitut 

        Niederlausitzer Studieninstitut 

 

 

Anlage  

zur Studien- und Prüfungsordnung zur „Ersten Prüfung für Beschäftigte im kommunalen 

Verwaltungsdienst“ (Angestelltenlehrgang I). 

 

Studienplan  

 

1.  Modul I Politik, Staat und Verwaltung  (144 UE) 

   Staats- und Verfassungskunde 

   Kommunales Verfassungsrecht 

   Allgemeines Verwaltungsrecht 

 

2.  Modul II Verwaltungsbetriebswirtschaft (118 UE) 

   Haushalts-, Kassen- und Abgabenrecht 

   Grundlagen der öffentlichen Betriebswirtschaftslehre 

 

3.  Modul III Öffentliches Dienstrecht (40 UE) 

 

4. Modul IV Organisation/Kommunikation und Kooperation (32 UE) 

 

5. Modul V Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns (146 UE) 

   Methodik und Technik der Rechtsanwendung 

   Bürgerliches Recht 

   Recht der Gefahrenabwehr 

   Sozialrecht 
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3.  Neue Studien- und Prüfungsordnung „Verwaltungsfachwirt/in“ 

 

Studien- und Prüfungsordnung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes über die Prüfung  

“Verwaltungsfachwirt/ Verwaltungsfachwirtin“ 
 

Auf der Grundlage des § 54 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, S. 

931) zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 90 des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Februar 

2009 (BGBl. I S. 160) in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchstabe b) der Verordnung über Zuständigkei-

ten nach dem Berufsbildungsgesetz im öffentlichen Dienst vom 12. Februar 1993 (GVBl. II, Seite 

94) und der Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer 

Studieninstitutes für kommunale Verwaltung vom 07.10.2010  erlässt die Verbandsversammlung des 

Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) mit Genehmigung gemäß § 47 (1) BBiG des 

Ministeriums des Innern des Landes Brandenburg vom 30. November 2009 nachstehende Studien- 

und Prüfungsordnung: 
 

 

Inhaltsverzeichnis: 

 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ziel der Lehrveranstaltungen 

§ 3 Zugangsvoraussetzungen  

§ 4 Studienverlauf 

§ 5 Zulassungsvoraussetzungen  zur Prüfung 

§ 6 Arten der Prüfungsleistung  

§ 7 Bezeichnung „Verwaltungsfachwirt“ 

§ 8 Gleichstellungsbestimmungen 

§ 9 Übergangsregelungen 

§ 10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlage: Studienplan 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Prüfungsregelungen gelten für die Lehrveranstaltungen und die Prüfungen zum “Verwaltungs-

fachwirt“ im Niederlausitzer Studieninstitut. 

Die Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes vom  

07. Januar 2010 ist Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung. 
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§ 2 

Ziel der Lehrveranstaltungen 

 

Die Lehrveranstaltungen vermitteln den erfahrenen Angestellten der öffentlichen Verwaltung um-

fangreiche Kenntnisse aller fachspezifischen und fachübergreifenden Gebiete der kommunalen Ver-

waltung.   

Sie vermitteln tiefere und umfangreichere Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen, die die Ange-

stellten befähigen, komplexere und verantwortungsvollere Aufgaben mit größerem Schwierigkeits-

grad selbstständig und weitestgehend eigenverantwortlich wahrzunehmen und zu lösen. 

 

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

 

(1) Zur Zulassung muss eine der folgenden Zugangsvoraussetzungen erfüllt sein: 

· Verwaltungsfachangestellte oder Angestellte mit entsprechender Ausbildung (z. B. „Erste 

Prüfung für Angestellte im kommunalen Verwaltungsdienst“) und mindestens dreijähriger 

Berufserfahrung in der öffentlichen Verwaltung nach der Abschlussprüfung, 

· andere Angestellte mit mindestens vierjähriger Berufspraxis in der öffentlichen Verwaltung 

in Tätigkeiten nach dem Berufsbild des Verwaltungsfachangestellten 

  

(2) Vor Lehrgangsbeginn prüft die zuständige Stelle, ob die Voraussetzungen erfüllt sind. Liegen 

diese nicht vor, teilt sie dies dem Lehrgangsteilnehmer mit. 

 

§ 4 

Studienverlauf 

 

(1) Die Lehrveranstaltungen sind modular aufgebaut und stellen den Mindestumfang zu absolvie-

render Module für einen erfolgreichen Abschluss der Prüfungen dar. 

 

(2) Die in 5 Module gegliederten Lehrveranstaltungen umfassen insgesamt 893 Unterrichtseinheiten 

(UE) á 45 Minuten. 

 

(3) Durch Festlegung der zuständigen Stelle können die im Studienplan festgelegten Module und die 

Art der Lehrveranstaltungen aus zwingendem Grund abgeändert werden. Die Änderung wird in 

geeigneter Form bekannt gegeben. 

 

(4) Der gültige Studienplan ist als Anlage zu dieser Studien- und Prüfungsordnung enthalten. 

 

§ 5 

Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung 

 

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer die Zulassungsvoraussetzungen nach § 3 erfüllt und wer  an den 

Lehrveranstaltungen zum „Verwaltungsfachwirt“ am Niederlausitzer Studieninstitut regelmäßig 

teilgenommen hat. 

 
(2) Die zuständige Stelle kann Teilnehmer zur schriftlichen Prüfung in den einzelnen Prüfungsfä-

chern bereits während des laufenden Studienganges zulassen, sofern diese die entsprechenden 
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Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen durch die Teilnahme an den Lehrveranstaltungen er-

worben haben. 

 
(3) Vom Erfordernis der Teilnahme an den Lehrveranstaltungen kann ganz oder teilweise abgesehen 

werden, wenn der Prüfungsbewerber durch Urkunden bzw. Zeugnisse oder auf andere Weise 

glaubhaft macht, dass er Kenntnisse und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung zur Prü-

fung rechtfertigen. 

 

§ 6 

Arten der Prüfungsleistungen 

 

(1) Prüfungsleistungen sind: 

· fünf schriftliche Prüfungsarbeiten (á 240 Minuten) und 

· ein Prüfungsgespräch in Form einer fachpraktischen Prüfung. 
 

(2) Im schriftlichen Prüfungsteil ist an verschiedenen Tagen aus jedem der in § 4 Absatz 2 

i. V. m. Abs. 4 genannten fünf Module eine Arbeit anzufertigen. Die Prüfungsthematik kann 

aus einem oder mehreren der Teilbereiche ausgewählt werden. An Stelle einer Aufsichtsar-

beit kann der Prüfling eine Hausarbeit entweder aus dem Modul „Politik, Staat und Verwal-

tung“ oder aus dem Modul „ Ökonomische Grundlagen des Verwaltungshandelns“ anferti-

gen.  

 

(3) In der fachpraktischen Prüfung soll der Prüfling eine praktische Aufgabe bearbeiten und da-

bei Sachverhalte aus der Fachrichtung „Kommunalverwaltung“ beurteilen und Lösungen auf-

zeigen. Die Aufgabe soll Ausgangspunkt für das nachfolgende Prüfungsgespräch sein. Hier-

bei soll der Prüfling zeigen, dass er Arbeitsergebnisse bürgerorientiert darstellen sowie in be-

rufstypischen Situationen kommunizieren und kooperieren kann. Das Prüfungsgespräch ein-

schließlich der Bearbeitungszeit für die Aufgabe soll für den einzelnen Prüfling nicht länger 

als 60 Minuten dauern. .  

 

(4) Für das Prüfungsverfahren gilt die von der zuständigen Stelle erlassene Rahmen-Studien- und  

     Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer Studieninstitutes für kom- 

munale Verwaltung vom 07. Januar 2010. 

 

§ 7 

Berufsbezeichnung „Verwaltungsfachwirt“ 

 

Die erfolgreich bestandenen Prüfungen nach § 6 führen zum Abschluss „Verwaltungsfachwirt“. Die 

zuständige Stelle fertigt darüber eine Urkunde aus, die dazu berechtigt, die Berufsbezeichnung 

„Verwaltungsfachwirt“ oder „Verwaltungsfachwirtin“ zu führen. 

 

§ 8 

Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in der Studien- und Prüfungsordnung gelten jeweils in männli-

cher und weiblicher Form. 
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§ 9 

Übergangsregelungen 

 

(1) Auf Lehrveranstaltungen zur Vorbereitung auf eine Prüfung, die bei in Kraft treten dieser 

Studien- und Prüfungsordnung begonnen haben, sind die bisherigen Vorschriften weiter an-

zuwenden. 

 

(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn Wiederholungsprüfungen erforderlich werden. 

  

 

§ 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes über die Prüfung zum 

„Verwaltungsfachwirt“  tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Niederlausitzer 

Studieninstitutes (zuständige Stelle) in Kraft. 

 

 

Beeskow, den 07. Januar 2010 

 

 

 

Stephan Loge       Manfred Zalenga 

Vorsitzender        Verbandsvorsteher 

der Verbandsversammlung     Niederlausitzer Studieninstitut 

       Niederlausitzer Studieninstitut 

 

 

Anlage  

zur Studien- und Prüfungsordnung “Verwaltungsfachwirt/in“ 

 

Studienplan  

 

1.  Modul I Politik, Staat und Verwaltung (132 UE) 

  Das politische System der BRD 

  Staatsrecht 

  Verwaltungslehre 

  Kommunalrecht und Kommunalverwaltung 

 

2.  Modul II Ökonomische Grundlagen des Verwaltungshandelns (202 UE) 

  Volkswirtschaftslehre 

  Öffentliche Betriebswirtschaftslehre 

  Öffentliche Finanzwirtschaft 

 

3.  Modul III Öffentliches Dienstrecht (100 UE) 

 

4. Modul IV Organisation/Kommunikation und Kooperation (107 UE) 
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5. Modul V Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns (352 UE) 

  Allgemeines Zivilrecht 

  Allgemeines Verwaltungsrecht 

  Recht der Gefahrenabwehr, Umweltschutz 

  Planungs- und Baurecht 

  Sozial- und Jugendhilferecht 

 

4. Neue Studien- und Prüfungsordnung „Kommunale/r Finanzbuchhalter/in“ 

 

Studien- und Prüfungsordnung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes über die Prüfung  

„Kommunaler Finanzbuchhalter/ Kommunale Finanzbuchhalterin“ 
 

Auf der Grundlage des § 54 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, S. 

931) zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 90 des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Februar 

2009 (BGBl. I S. 160) in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchstabe b) der Verordnung über Zuständigkei-

ten nach dem Berufsbildungsgesetz im öffentlichen Dienst vom 12. Februar 1993 (GVBl. II, Seite 

94) und der Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer 

Studieninstitutes für kommunale Verwaltung vom 07. Januar 2010 erlässt die Verbandsversammlung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) mit Genehmigung gemäß § 47 Abs. 1 BBiG 

des Ministeriums des Innern des Landes Brandenburg vom 30. November 2009 nachstehende Studi-

en- und Prüfungsordnung: 
 

Inhaltsverzeichnis: 

 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ziel der Lehrveranstaltungen 

§ 3 Zugangsvoraussetzungen  

§ 4 Studienverlauf 

§ 5 Zulassungsvoraussetzungen  zur Prüfung 

§ 6 Arten der Prüfungsleistung  

§ 7 Bezeichnung „Kommunaler Bilanzbuchhalter “ 

§ 8 Gleichstellungsbestimmungen 

§ 9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlage: Studienplan 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Prüfungsregelungen gelten für die Lehrveranstaltungen und die Prüfungen für die Fortbildung 

zum „Kommunalen Finanzbuchhalter“ im Niederlausitzer Studieninstitut. 

Die Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes vom  

07. Januar 2010 ist Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung. 
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§ 2 

Ziel der Lehrveranstaltungen 

 

Die Lehrveranstaltungen sollen erfahrenen Dienstkräften der öffentlichen Verwaltung umfassende 

Kenntnisse aller fachspezifischen und fachübergreifenden Gebiete der kommunalen Finanzbuchhal-

tung vermitteln.  Sie richten sich vornehmlich an die Beschäftigten in der kommunalen Finanzver-

waltung, die bereits über Berufserfahrung in der kommunalen Finanzwirtschaft oder der Rechnungs-

prüfung verfügen und in diesen Bereichen Verantwortung für die Finanzanalyse bzw. die Entwick-

lung und Kontrolle von Konsolidierungskonzepten tragen. 

 

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

 

(1) Zur Zulassung muss eine der folgenden Zugangsvoraussetzungen erfüllt sein: 

· Abschluss „Verwaltungsfachangestellter“ oder „Erste Prüfung für Angestellte im kom-

munalen Verwaltungsdienst“ 

· Beamtenverhältnis mittlerer oder gehobener Dienst  

· Bewerber mit kaufmännischer Ausbildung und mindestens dreijähriger Praxis in einer öf-

fentliche Verwaltung 

· Berufserfahrene Bewerber, die glaubhaft machen, dass sie Kenntnisse und Fähigkeiten 

durch andere Weiterbildungen im gleichen Umfang erworben haben. 

 
(2) Vor Lehrgangsbeginn prüft die zuständige Stelle, ob die Voraussetzungen erfüllt sind. Liegen 

diese nicht vor, teilt sie dies dem Lehrgangsteilnehmer mit. 

 

§ 4 

Studienverlauf 

 

(1) Die Lehrveranstaltungen sind modular aufgebaut und stellen den Mindestumfang zu absolvie-

render Module für einen erfolgreichen Abschluss der Prüfungen dar. 

 

(2) Die in zehn Module gegliederten Lehrveranstaltungen umfassen insgesamt 296 Unterrichts-

einheiten (UE) á 45 Minuten. 

 

(3) Durch Festlegung der zuständigen Stelle kann die im Studienplan festgelegte Reihenfolge 

und die Art der Lehrveranstaltungen aus zwingendem Grund abgeändert werden. Diese Än-

derung wird in geeigneter Weise bekannt gemacht. 

 

(4) Der gültige Studienplan ist als Anlage zu dieser Studien- und Prüfungsordnung enthalten. 

 

§ 5 

Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung 

 

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer die Zulassungsvoraussetzungen zum Lehrgang nach § 3 er-

füllt und wer  an den Lehrveranstaltungen zum „Kommunalen Finanzbuchhalter “ am Nieder-

lausitzer Studieninstitut ordnungsgemäß teilgenommen hat. 
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(2) Vom Erfordernis der Teilnahme an den Lehrveranstaltungen kann ganz oder teilweise abge-

sehen werden, wenn der Prüfungsbewerber durch Urkunden bzw. Zeugnisse oder auf andere 

Weise glaubhaft macht, dass er Kenntnisse und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung 

zur Prüfung rechtfertigen. 

 

§ 6 

Arten der Prüfungsleistungen 

 

(1) Prüfungsleistungen sind je eine schriftliche Prüfungsarbeit mit einem zeitlichen Umfang von 

je 120 Minuten aus: 

· Modul V   Aufbau der kommunalen Bilanz 

· Modul VI   Buchungssystematik 

· Modul X  Jahresabschluss im Neuen kommunalen Haushalts- und  

    Rechnungswesen 

 

(2)  Für das Prüfungsverfahren gilt die von der zuständigen Stelle erlassene Rahmen-Studien- 

und Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer Studieninstitutes für 

kommunale Verwaltung vom 07. Januar 2010. 

 

§ 7 

Bezeichnung „Kommunaler Finanzbuchhalter“ 

 

Die erfolgreich bestandenen Prüfungen nach § 6 führen zum Abschluss „Kommunaler Finanzbuch-

halter“. Die zuständige Stelle fertigt darüber eine Urkunde aus, die dazu berechtigt, die Bezeichnung 

„Kommunaler Finanzbuchhalter“ oder „Kommunale Finanzbuchhalterin“ zu führen. 

 

§ 8 

Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in der Studien- und Prüfungsordnung gelten jeweils in männli-

cher und weiblicher Form. 

 

§ 9 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes über die Prüfung zum 

„Kommunalen Finanzbuchhalter“  tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Nieder-

lausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) in Kraft. 

 

 

Beeskow, den 07. Januar 2010 

 

 

Stephan Loge       Manfred Zalenga 

Vorsitzender        Verbandsvorsteher 

der Verbandsversammlung     Niederlausitzer Studieninstitut 

      Niederlausitzer Studieninstitut 
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Anlage  

zur Studien- und Prüfungsordnung „Kommunale/r Finanzbuchhalter/in“ 

 

Studienplan  

 

1.  Modul I Einführung in das Neue kommunale  

(8 UE)  Haushalts- und Rechnungswesen (NKHR) 

     

 

2.  Modul II Gesetzliche Grundlagen zur Umsetzung des NKHR 

 (8 UE) 

 

3.  Modul III Arbeit mit Produkt- und Kontenrahmen 

 (16 UE) 

 

4.  Modul IV Haushaltsplanung im NKHR 

 (8 UE) 

 

5.  Modul V Aufbau der kommunalen Bilanz 

 (88 UE) schriftliche Prüfungsarbeit (120 Minuten) 

 

6. Modul VI Buchungssystematik 

 (72 UE) schriftliche Prüfungsarbeit (120 Minuten) 

 

7. Modul VII Anlagenbuchhaltung im NKHR 

 (24 UE) 

 

8. Modul VIII Kosten- und Leistungsrechnung im NKHR 

 (16 UE) 

 

9. Modul IX Finanzbuchhaltung (Haushaltsbewirtschaftung) im NKHR 

 (24 UE) 

 

10. Modul X Jahresabschluss im NKHR 

 (32 UE) schriftliche Prüfungsarbeit (120 Minuten) 

 

5. Neue Studien- und Prüfungsordnung „Kommunale/r Bilanzbuchhalter/in“ 

 

Studien- und Prüfungsordnung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes über die Prüfung  

„Kommunaler Bilanzbuchhalter/ Kommunale Bilanzbuchhalterin“ 
 

Auf der Grundlage des § 54 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, S. 

931) zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 90 des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Februar 

2009 (BGBl. I S. 160) in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchstabe b) der Verordnung über Zuständigkei-

ten nach dem Berufsbildungsgesetz im öffentlichen Dienst vom 12. Februar 1993 (GVBl. II, Seite 

94) und der Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer  
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Studieninstitutes für kommunale Verwaltung vom 07. Januar 2010 erlässt die Verbandsversammlung 

des Niederlausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) mit Genehmigung gemäß § 47 Abs. 1 BBiG 

des Ministeriums des Innern des Landes Brandenburg vom 30. November 2009 nachstehende Studi-

en- und Prüfungsordnung: 
 

Inhaltsverzeichnis: 

 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ziel der Lehrveranstaltungen 

§ 3 Zugangsvoraussetzungen  

§ 4 Studienverlauf 

§ 5 Zulassungsvoraussetzungen  zur Prüfung 

§ 6 Arten der Prüfungsleistung  

§ 7 Bezeichnung „Kommunaler Bilanzbuchhalter “ 

§ 8 Gleichstellungsbestimmungen 

§ 9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlage: Studienplan 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Prüfungsregelungen gelten für die Lehrveranstaltungen und die Prüfungen für die Fortbildung 

zum „Kommunalen Bilanzbuchhalter“ im Niederlausitzer Studieninstitut. 

Die Rahmen-Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes vom 07.10.2010 ist 

Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung. 

 

 

§ 2 

Ziel der Lehrveranstaltungen 

 

Die Lehrveranstaltungen vermitteln erfahrenen Dienstkräften der öffentlichen Verwaltung umfassen-

de Kenntnisse aller fachspezifischen und fachübergreifenden Gebiete der kommunalen Bilanzbuch-

haltung.  Sie richten sich vornehmlich an die Beschäftigten in der kommunalen Finanzverwaltung, 

die bereits über Berufserfahrung in der kommunalen Finanzwirtschaft oder der Rechnungsprüfung 

verfügen und in diesen Bereichen Verantwortung für die Bilanz- und Finanzanalyse bzw. die Ent-

wicklung und Kontrolle von Konsolidierungskonzepten tragen. 

 

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

 

(1) Zur Zulassung muss eine der folgenden Zugangsvoraussetzungen erfüllt sein: 

· Abschluss „Kommunaler Finanzbuchhalter“ 
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· Bewerber mit vergleichbarer Ausbildung, insbesondere kaufmännischer Ausbildung und 

mindestens dreijähriger Verwaltungspraxis  

· Berufserfahrene Bewerber, die glaubhaft machen, dass sie Kenntnisse und Fähigkeiten 

durch andere Weiterbildungen im gleichen Umfang erworben haben. 

 
(2) Vor Lehrgangsbeginn prüft die zuständige Stelle, ob die Voraussetzungen erfüllt sind. Liegen 

diese nicht vor, teilt sie dies dem Lehrgangsteilnehmer mit. 

 

§ 4 

Studienverlauf 

 

(1) Die Lehrveranstaltungen sind modular aufgebaut und stellen den Mindestumfang zu absolvie-

render Module für einen erfolgreichen Abschluss der Prüfungen dar. 

 

(2) Die in sechs Module gegliederten Lehrveranstaltungen umfassen insgesamt 152 Unterrichts-

einheiten (UE) á 45 Minuten. 

 

(3) Durch Festlegung der zuständigen Stelle kann die im Studienplan festgelegte Reihenfolge 

und die Art der Lehrveranstaltungen aus zwingendem Grund abgeändert werden. 

 

(4) Der gültige Studienplan ist als Anlage zu dieser Studien- und Prüfungsordnung enthalten. 

 

§ 5 

Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung 

 

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer die Zulassungsvoraussetzungen zum Lehrgang nach § 3 er-

füllt und wer  an den Lehrveranstaltungen zum „Kommunalen Bilanzbuchhalter “ am Nieder-

lausitzer Studieninstitut regelmäßig teilgenommen hat. 

 

(2) Vom Erfordernis der Teilnahme an den Lehrveranstaltungen kann ganz oder teilweise abge-

sehen werden, wenn der Prüfungsbewerber durch Urkunden bzw. Zeugnisse oder auf andere 

Weise glaubhaft macht, dass er Kenntnisse und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung 

zur Prüfung rechtfertigen. 

§ 6 

Arten der Prüfungsleistungen 

 

(1) Prüfungsleistungen sind: 

a) schriftlicher Teil:  

· drei schriftliche Prüfungsarbeiten aus den folgenden Modulen: 

 Modul I  (180 Minuten) 

 Modul II – IV (240 Minuten) 

 Modul V-VI (180 Minuten) 

 

· und eine Hausarbeit, welche unmittelbar nach Abschluss der Lehrveranstaltungen inner-

halb von 4 Wochen zu erstellen ist  

 

b) mündlicher Teil: 

· ein Prüfungsgespräch, welches auf der Hausarbeit aufbaut. 
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(2) Nach der Korrektur der Hausarbeit findet das  Prüfungsgespräch statt, welches sich in eine 

Präsentation der Hausarbeit und einem darauf aufbauenden Fachgespräch gliedert. Die Prä-

sentation soll in der Regel nicht länger als 15 Minuten und das Fachgespräch in der Regel 

nicht länger als 30 Minuten dauern.  

 

(3) In der Hausarbeit soll unter anderem das Verständnis für bilanzielle Zusammenhänge und de-

ren Auswirkungen auf sich verändernde Daten nachgewiesen werden. Es soll zudem die Fä-

higkeit aufgezeigt werden, Berechnungen durchzuführen, Vorschläge und Pläne aller Art 

auszuarbeiten, den Jahresabschluss zu analysieren und steuernd auf einen optimalen Jahres-

abschluss einwirken zu können. 

 

(4) Für das Prüfungsverfahren gilt die von der zuständigen Stelle erlassene Rahmen-Studien- und 

Prüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer Studieninstitutes für kom-

munale Verwaltung vom 07. Januar 2010  mit Ausnahme von § 22  Abs. 2 RSPO. 

 

(5) Bei der Bewertung des Prüfungsgespräches fließen die Fachlichkeit zu 40% und die Präsenta-

tion zu 60% in die Gesamtnote des Prüfungsgesprächs ein. 

 

 

§ 7 

Bezeichnung „Kommunaler Bilanzbuchhalter“ 

 

Die erfolgreich bestandenen Prüfungen nach § 6 führen zum Abschluss „Kommunaler Bilanzbuch-

halter“. Die zuständige Stelle fertigt darüber eine Urkunde aus, die dazu berechtigt, die Bezeichnung 

„Kommunaler Bilanzbuchhalter“ oder „Kommunale Bilanzbuchhalterin“ zu führen. 

 

§ 8 

Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in der Studien- und Prüfungsordnung gelten jeweils in männli-

cher und weiblicher Form. 

 

§ 9 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Studien- und Prüfungsordnung des Niederlausitzer Studieninstitutes über die Prüfung zum 

„Kommunalen Bilanzbuchhalter“  tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Nieder-

lausitzer Studieninstitutes (zuständige Stelle) in Kraft. 

 

 

 

Beeskow, den 07. Januar 2010 

 

 

Stephan Loge       Manfred Zalenga 

Vorsitzender        Verbandsvorsteher 

der Verbandsversammlung     Niederlausitzer Studieninstitut 

      Niederlausitzer Studieninstitut 

 

Anlage  
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zur Studien- und Prüfungsordnung „Kommunale/r Bilanzbuchhalter/in“ 

 

Studienplan  

 

 Modul I Kosten- und Leistungsrechnung im Neuen kommunalen  

(40 UE) Haushaltsrecht (NKHR) 

     

 

 Modul II Kommunale Bilanz im NKHR 

 (32 UE) 

 

 Modul III Konsolidierter Jahresabschluss 

 (24 UE) 

 

 Modul IV Controlling 

 (16 UE) 

 

 Modul V Steuerrecht und Steuerlehre 

 (16 UE) 

 

 Modul VI Planungs- und Investitionsrechnung 

 (24 UE) 

 

 

 

6. Jahresrechnung 2008 

 

Die Verbandsversammlung des „Zweckverbandes Niederlausitzer Studieninstitut für kommunale 

Verwaltung“ hat in ihrer Sitzung am 10.12.2009 die Jahresrechnung 2008 beschlossen und dem Ver-

bandsvorsteher Entlastung erteilt. 

 

gez. Zalenga 

Verbandsvorsteher  
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B.  Sonstige Mitteilungen des Zweckverbandes 

1.  Vierte Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes   

 „Zweckverband Niederlausitzer Studieninstitut für kommunale Verwaltung“ 

 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 

AZ: III/1.12-347-31/383 

Vom 30. Juli 2009 

I. 

Dem Ministerium des Innern wurde gemäß § 20 Absatz 4 des Gesetzes über kommunale Gemein-

schaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 

(GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 

202), die Vierte Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes „Zweckverband 

Niederlausitzer Studieninstitut für kommunale Verwaltung“ vom 03. Juli 2009 angezeigt. 

II. 

Die Änderungssatzung hat folgenden Wortlaut: 

 

Vierte Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes 

„Zweckverband Niederlausitzer Studieninstitut 

für kommunale Verwaltung“ 

 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Zweckverband Niederlausitzer Studieninstitut für 

kommunale Verwaltung“ hat in ihrer Sitzung vom 03. Juli 2009 auf Grund der §§ 15 und 20 des Ge-

setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 

vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202), folgende Vierte Satzung zur Änderung der Verbandssat-

zung beschlossen: 

 

Artikel 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes „Zweckverband Niederlausitzer Studieninstitut für kom-

munale Verwaltung“ vom 16. März 1995 (ABl./AAnz. 1997 S. 1022), zuletzt geändert durch die 

Dritte Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 7. Dezember 2005 (ABl./AAnz. 2006 S. 

167), wird wie folgt geändert: 

 

1. § 13 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Maßgeblich ist die vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg erfasste Einwohnerzahl zum 31. De-

zember des Vorvorjahres.“ 

2. § 16 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Verbandssatzung und ihre Änderungen werden durch die Aufsichtsbehörde im "Amtsblatt für 

Brandenburg" öffentlich bekannt gemacht.“ 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung im „Amtsblatt für 

Brandenburg“ in Kraft. 

Beeskow, den 03.07.2009 

 

gez. Zalenga   laut 

Verbandsvorsteher  Siegel 
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2. Hinweise zu den neuen Prüfungsordnungen 

 

Eine ganz wesentliche Änderung in den neuen Prüfungsordnungen ist das Prozedere bei mündlichen 

Abschlussprüfungen. Bei der Ausbildung der Verwaltungsfachangestellten findet seit einigen Jahren 

anstelle der klassischen mündlichen Prüfungssituation (Befragung der Teilnehmer in Gruppen durch 

die Ausschussmitglieder) ein Rollenspiel statt. Dies geschieht dergestalt, dass jeder Prüfling zur 

Vorbereitung auf die Prüfung einen Fall zur Bearbeitung bekommt. Diesen versucht er bestmöglich 

zu lösen. Das Prüfungsgespräch baut auf diesen Sachverhalt und es werden eventuell noch Fragen 

dazu gestellt. Diese Art der Prüfung gilt nun für alle Lehrgänge, die ab 2010 beginnen. Alle laufen-

den Lehrgänge werden nach altem Muster zu ende geführt. Für die Teilnehmer/innen der Finanz-

buchhalter- und Bilanzbuchhalterlehrgänge ist es erstmals möglich, ein ordentliches Zeugnis nach 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) zu erhalten, welches somit bundesweit Anerkennung findet.   

 

3. Zeugnisübergabe für die Verwaltungsfachangestellten des Einstellungsjahres 2006 am 

31.08.2009 

 

Nach 3-jähriger Ausbildungszeit, die von den Auszubildenden in den jeweiligen Verwaltungen am 

Studieninstitut und am Oberstufenzentrum Cottbus oder Elsterwerda abgeleistet wurde, haben von 79 

Prüfungsteilnehmern 71 die Prüfung zum Verwaltungsfachangestellten/zur Verwaltungsfachange-

stellten in der Kommunalverwaltung bestanden. 

 

Zwei Teilnehmerinnen der Stadtverwaltung Senftenberg und zwei Teilnehmerinnen des Landkreises 

Elbe-Elster haben aufgrund sehr guter Leistungen die Ausbildung vorzeitig (Februar 2009) beenden 

können. 

 

Die Prüfungsteilnehmer kamen aus den Verwaltungen (Gemeinde, Stadt, Amt und Landkreis) der 

Landkreise Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz, Oder-Spree und Spree-Neiße 

sowie aus den Stadtverwaltungen Cottbus und Frankfurt/Oder. 

 

 

In der Feierstunde mit anschließendem Sektempfang, 

welche im Saal des Schützenhauses in Beeskow am 

31.08.2009 stattfand, wurde allen erfolgreichen Ab-

solventen ein Zeugnis überreicht. Die erfolgreichste 

Teilnehmerin (mit einem Durchschnitt von 1,4) vom 

Landkreis Oder-Spree wurde besonders geehrt. Be-

reits im Februar hatte eine Teilnehmerin aus dem 

Landkreis Elbe-Elster die Ausbildung mit einem No-

tendurchschnitt von 1,0 erfolgreich beendet. 

 

 

Das Ergebnis der Prüfung ist auch in diesem Jahr recht erfreulich. Zwei Teilnehmerinnen haben die 

Prüfung mit „sehr gut“, 27 mit „gut“, 30 mit “befriedigend“ und 12 mit „ausreichend“ bestanden. 

 

Der Gesamtdurchschnitt aller Prüfungsergebnisse beträgt in diesem Jahr 3,20. 
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4. Eröffnung des neuen Ausbildungs-
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jahres der Verwaltungsfachangestellten    – Feierstunde am 11.09.2009 

 

Am 11.09.2009 fand die feierliche Eröffnung des neuen Ausbildungsjahres der Verwaltungsfachan-

gestellten 2009 im Schützenhaus Beeskow statt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung und Landrat des 

Landkreises Dahme-Spreewald, Herr Loge, begrüßte die 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie Berufschullehrer 

und die Eltern. In seiner Rede verwies er auf die besondere 

Bedeutung einer guten Berufsausbildung, sowie auf die Er-

wartungen, der Arbeitgeber an die “frisch“ ausgebildeten 

Mitarbeiter/innen. In Anbetracht des demografischen Wan-

dels sind die Verwaltungen gut beraten, vorrausschauend zu 

Handeln und gutes Personal auch für die Zukunft sicherzu-

stellen. Er hebt hervor, dass sich die Qualität der Ausbildung 

auch dadurch verbessern wird, dass ein Landkreis dem Insti-

tut nun die Unterbringung in einer Außenstelle in Lübben 

sicherstellen wird, in der sich die Unterrichtsbedingungen für 

den dienstbegleitenden Unterricht doch erheblich verbessern 

werden. 

 

 

 

Im Anschluss daran spricht erstmals der neue Schulleiter des 

Oberstufenzentrums des Landkreises Spree-Neiße, Herr 

Schimmlick, zu den Gästen. Auch er hebt die Bedeutung der 

Ausbildung der VFA´s hervor und gibt beste Wünsche mit 

auf dem Weg. 
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Nach einer kurzen Einführung und Klärung von organisatorischen Fragen durch Herrn Piosik, Frau 

Grönke und Frau Bodien werden die Teilnehmernamen verlesen und die Teilnehmer/innen auf die 

Bühne gebeten. Dort werden diese herzlich begrüßt und beglückwünscht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir wünschen allen Auszubildenden ein gutes Gelingen und hoffen, dass Fleiß und Mühe in 

2012 belohnt werden können. 
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5. Angestelltenlehrgang I /Verwaltungsfachwirtlehrgang / Fortbildungslehrgang für Mit-

arbeiter/innen ohne verwaltungsrechtliche Ausbildung 

 

Im 1. Halbjahr 2010 beginnen bei Vorliegen einer ausrechenden Teilnehmerzahl wieder o. g. Lehr-

gänge. Anmeldungen dafür nimmt das Team des NLSI gern entgegen. Mögliche Unterrichtsorte sind 

Lübben oder Beeskow. 

 

6. Lehrgang „Der kommunale Finanzbuchhalter“  

 

Den nachfolgenden Lehrgängen sei vorangestellt, dass in der letzten Zweckverbandsversammlung 

für beide Lehrgänge „Kommunaler Finanzbuchhalter / Kommunaler Bilanzbuchhalter“ jeweils eine 

Prüfungsordnung beschlossen wurde. 

 

Diese wurde nun auch vom Berufsbildungsausschuss bestätigt und vom Ministerium des Innern ge-

nehmigt. Danach können alle Teilnehmer dieser Lehrgänge nach erfolgreicher Prüfung ein Zeugnis 

erhalten welches berechtigt, die jeweilige Bezeichnung zu führen.  

 

Im Lehrgang „Kommunaler Finanzbuchhalter“ sind während des Lehrganges drei schriftliche Prü-

fungsarbeiten zu fertigen, in denen das erworbene Wissen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu 

überprüfen ist. Diese haben einen zeitlichen Umfang von jeweils 120 Minuten und werden von den 

Prüfungsausschussmitgliedern bewertet. Die Noten sind Bestandteil des Zeugnisses.  

 

Inhalt der ersten Abschlussarbeit ist das Modul V. Die zweite Abschlussarbeit bezieht sich auf das 

Modul VI und die dritte Arbeit auf das Modul X. Bei Vorlage einer schriftlichen Bestätigung des 

Arbeitgebers kann auf die Teilnahme an den Abschlussklausuren verzichtet werden. Als Nachweis 

für die Teilnahme am Lehrgang wird dann lediglich eine Teilnahmebescheinigung ausgestellt. Die 

Gesamtdauer des Lehrganges wird voraussichtlich ein Jahr betragen. Die erste Rate wird nach Be-

ginn des Lehrganges, die zweite nach ca. ½ Jahr in Rechnung gestellt. Das Prüfungsentgelt wird vor 

Beginn der letzten Abschlussarbeit fällig. Anmeldungen für den nächsten Lehrgang sind jederzeit 

möglich.  

 

Bei Vorliegen einer ausreichenden Teilnehmerzahl beginnt der 8. Lehrgang „Kommunaler Finanz-

buchhalter“  im 1. Halbjahr in Lübben oder Beeskow. Das neue Fortbildungskonzept (nach dem seit 

Jan. 2009 unterrichtet wird) stellt sich wie folgt dar: 

 

Umfang: 296 Unterrichtsstunden, max. 3 Unterrichtstage pro Woche 

 

Kosten: 2.450,23 € pro Teilnehmer zzgl. Aufnahme- und Prüfungsentgelt/-gebühr 

 

Abschluss: Zeugnis „Kommunale/r Finanzbuchhalter/in“ 
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Qualifizierung im Überblick: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teil VIII 

 
Kosten- und 

Leistungsrech-

nung im 

NKHR 
 

16 UStd. 

Teil VII 

 
Anlagenbuch-

haltung im 

NKHR 
 

24 UStd. 

 

 

 

Jahres- 

abschluss 

Teil III 

 
Arbeit mit 

Produkt- und 

Kontenrahmen 

 

16 UStd. 

 

 

HH-Planung 

 

 

 

 

Grundlagen 

 

 

 

 

HH-Bewirt- 

schaftung 

Teil X 
 

Jahresab-

schluss im 

NKHR 

 

32 UStd.  

 

 

Teil II 
 

Gesetzliche 

Grundlagen 

zur Umsetzung 

des NKHR 

 

 8 UStd. 

Teil I 

Einführung in das Neue Kommunale Haushalts- und Rech-

nungswesen 

8 UStd. 

Lehrgangsbausteine 

(296 Unterrichtsstunden) 

Projekt-

phasen 

Teil IV 
 

Haushaltspla-

nung im 

NKHR 
 

8 UStd. 

Teil V  

 
Aufbau der 

kommunalen 

Bilanz 

 
88 UStd.  

 

 

1. Klausur 

Teil IX 
Finanzbuch-

haltung 

(Haushaltsbew

irt-schaftung) 

im NKHR 
 24  UStd. 

Teil VI 

 

Buchungs-

systematik 

 
72 UStd. 
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7. Lehrgang „Kommunaler Bilanzbuchhalter“  

 

Das NLSI hat entschieden, dass ein eigener Bilanzbuchhalterlehrgang beginnen soll, der jedoch grds. 

und ausschließlich als Aufbaumodul zum Finanzbuchhalterlehrgang für kommunale Haushaltswirt-

schaft zu besuchen ist. Das bereits im Finanzbuchhalterlehrgang vermittelte Wissen aus weiten Teil-

bereichen der Doppik wird einerseits vertieft, andererseits durch zusätzliche Module wie z. B. Con-

trolling, Steuerrecht und Steuerlehre, Planungs- und Investitionsrechnung ergänzt. 

 

Auch hier erfolgt eine Zeugniserstellung durch das NLSI bei regelmäßiger Teilnahme am Unterricht 

und dem Bestehen der Abschlussprüfungen. Zu den Abschlussprüfungen gibt es z. B. folgende Rege-

lungen: 

 

Prüfungsleistungen sind: 

 

a) schriftlicher Teil  

 

drei schriftliche Prüfungsarbeiten aus den folgenden Modulen: 
 

 Modul I  (180 Minuten) 

 Modul: II – IV (240 Minuten) 

 Modul: V-VI  (180 Minuten) 

 

eine Hausarbeit, welche unmittelbar nach Abschluss der Lehrveranstaltungen innerhalb von 4 Wo-

chen zu erstellen ist und  

 

b) ein Prüfungsgespräch, welches auf die Hausarbeit aufbaut. 

 

Nach der Korrektur der Hausarbeit findet das  Prüfungsgespräch statt, welches sich in eine Präsenta-

tion der Hausarbeit und ein darauf aufbauendes Fachgespräch gliedert. Die Präsentation soll in der 

Regel nicht länger als 15 Minuten und das Fachgespräch in der Regel nicht länger als 30 Minuten 

dauern.  

 

In der Hausarbeit soll unter anderem das Verständnis für bilanzielle Zusammenhänge und deren 

Auswirkungen auf sich verändernde Daten nachgewiesen werden. Es soll zudem die Fähigkeit auf-

gezeigt werden, Berechnungen durchzuführen, Vorschläge und Pläne aller Art auszuarbeiten, den 

Jahresabschluss zu analysieren und steuernd auf einen optimalen Jahresabschluss einwirken zu kön-

nen. 

 

Für das Prüfungsverfahren gilt die von der zuständigen Stelle erlassene Rahmen-Studien- und Prü-

fungsordnung für Fortbildungsprüfungen des Niederlausitzer Studieninstitutes für kommunale Ver-

waltung mit Ausnahme von § 22  Abs. 2 RSPO. 

 

Bei der Bewertung des Prüfungsgespräches fließen die Fachlichkeit zu 40% und die Präsentation zu 

60% in die Gesamtnote des Prüfungsgesprächs ein. 

 

Umfang: 152 Unterrichtsstunden, max. 2 – 3 Unterrichtstage pro Woche 

Kosten: 992,43 € pro Teilnehmer, zzgl. Aufnahme- und Prüfungsentgelt/ -gebühr 

Abschluss: Zeugnis „Kommunale/r Bilanzbuchhalter/in“ 
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Qualifizierung im Überblick: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8. Lehrgang „Führungskompetenz“ 

 

Im (permanenten) Prozess der Haushaltskonsolidierung bzw. Verwaltungsmodernisierung wandelt 

sich die Funktion der Führungskräfte vor Ort. Wurden vormals  Führungskräfte vorrangig noch unter 

dem Aspekt „Fachlichkeit“ ausgesucht und entwickelt, treten heute verstärkt andere Anforderungen 

in den Vordergrund. Der Zwang zur permanenten Haushaltskonsolidierung, die Mitwirkungspflich-

ten im Rahmen der  Aufgaben- und Produktkritik, Doppik/Produktorientierung und Geschäftspro-

zessoptimierung sowie der Aufbau von Qualitätsmanagement-, Controlling- und Benchmarking-

Systemen führt dazu, dass sich die Führungskraft als „Changemanager/-in“ vor Ort etablieren und 

beweisen muss. Dieser Lehrgang dient insofern der Vermittlung von umfassenden Informationen in 

dem sich wandelnden Umfeld der Führungskräfte. 

 

1. Effektives Verwaltungsmanagement (20 UStd.) 

 

Die Führungskraft im Prozess der Haushaltskonsolidierung 

bzw. Verwaltungsmodernisierung 

   

  

Teil III 

 
Konsolidierter 

Jahresab-

schluss im 
NKHR 

24 UStd. 

 

 

2. Teil 

 

 

 

1. Teil 
Teil I 

Vertiefung: KLR im NKHR 

40 UStd.  

Lehrgangsbausteine 

(152 Unterrichtsstunden) 
Themen 

Teil II 

Vertiefung: Kommunale Bilanz im NKHR 

32 UStd. 

Teil IV 

 
Controlling, 

Berichtswesen, 

Kennzahlen im 

NKHR 

16 Std. 

Teil V 
 

Steuerrecht 

und Steuerleh-

re im NKHR 

16 Std. 

Teil VI 
 

Planungs- und 

Investitions-

rechnung im 

NKHR 

24 UStd. 
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2.  Personalmanagement (40 UStd.) 

 

2.1 Grundlagen der Führung und Instrumente eines  

 modernen Personalmanagements 

 

2.2 Die Führungskraft als Personalentwickler 

 

3.  Methoden- und Sozialkompetenzentwicklung (140 UStd.) 

 

3.1 Emotionale Intelligenz als Führungskompetenz  

3.2 Teamentwicklung und Kooperation  

 

3.3. 

3.3.1 Kommunikation und selbstsicheres Auftreten  

 in schwierigen Gesprächssituationen  

3.3.2 Konfliktmanagement  

 

3.4 Ziel-, Zeit- und Selbstmanagement  

3.5 Rhetorik und Präsentationstraining  

3.6 Mitarbeitergespräche erfolgreich führen  

 

3.7 Konzeptionelles Denken und Arbeiten  

 

3.8 Einführung in die Methoden und Techniken des  

 Projektmanagements  

 

 Summe der Unterrichtsstunden: 224  

 

Leistungsnachweis: 

 

   1 Hausarbeit zu den o. g. Modulen inkl. Verteidigung vor einem Auditorium 

       (Bearbeitungszeit: 8 Wochen) 

 

Umfang: 224 Unterrichtsstunden, max. 2 – 3 Unterrichtstage pro Woche 

Kosten: 2.561,55 € pro Teilnehmer 

Abschluss: qualifiziertes Zertifikat 

  

9. Personalentwicklung im Kontext ganzheitlicher Steuerung  

 – Fortbildung für Personalentwickler/in 

 

Der Personalentwicklung kommt in Zeiten der ständigen behördlichen Reorganisation, der Verwal-

tungsmodernisierung, der Einführung der Doppik sowie der Implementierung von neuen Methoden 

(z.B. Geschäftsprozessoptimierung) eine entscheidende Bedeutung bei.  

 

Diese Fortbildungsveranstaltung richtet sich an Führungskräfte und Mitarbeiter/-innen mit Aus- und 

Fortbildungsaufgaben in Haupt- und Personalämtern sowie anderen zentralen Organisationseinhei-

ten, Führungskräfte und Mitarbeiter/-innen mit Querschnittsaufgaben in den Fachbereichen, Aus- 

und Fortbildungsbeauftragte, Controller, Personalräte im Rahmen der Wahrnehmung ihrer personel-

len Beteiligungsaufgaben.  
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Das 4-teilige Seminar verfolgt das Ziel, die Methodenkompetenz der Teilnehmer/-innen in Fragen 

zeitgemäßer Personalentwicklung aufzubauen und zu aktualisieren bzw. zu verfeinern.  

 

Dieser Lehrgang ist trotz seines modularen Aufbaus nur in vollständigem Umfang zu besuchen.  

 

Umfang: 80 Unterrichtsstunden (10 Schulungstage) 

Beginn: bei ausreichender Teilnehmerzahl, voraussichtlich Frühjahr 2010 

Dozent: Herr Mertens, Dipl.-Verwaltungswirt /Stellv. Leiter der Zentralen Personal- und  

  Organisationssteuerung der Stadt Krefeld 

Kosten: 97,50 Euro pro Tag und Teilnehmer 

derzeitiger Abschluss:  

Die Teilnehmer erhalten am Ende des Lehrgangs für die Teilnahme ein Zertifikat. 

 

Qualifizierung im Überblick: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

10. Erweiterung der Homepage für den Zugang der Prüfungsausschussmitglieder     

 

Für die Mitarbeit in den Prüfungsausschüssen wurden die Mitglieder berufen. In Kürze werden alle 

wichtigen Informationen zu den anstehenden Prüfungen auf der Homepage im VIP-Bereich veröf-

fentlicht und sind nur mit den jeweiligen Zugangsdaten abzurufen. Den Ausschussmitgliedern wer-

den die Zugangsdaten persönlich mitgeteilt. So können diese langfristig erkennen, für welche Prü-

fungen ihre Teilnahme vorgesehen ist. 

 

 

Modul III 
Wege zum örtlichen Personalent-

wicklungskonzept – Konzepte 

erarbeiten und erfolgreich umset-

zen 

 

24 Std. 

 

Modul I 

 
Grundlagen und Rahmenbedin-

gungen zeitgemäßer Personalent-

wicklung 

 
16 Std. 

 

Modul II 

 
Methoden und Instrumente der 

Personalentwicklung 

 

24 Std. 

 

Modul IV 

 
Personalentwicklung in der  

Praxis – Ihre Personalenwicklung 

vor Ort erfolgreich managen 

 

16 Std. 
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Nach langer, schwerer Krankheit verstarb unsere 

 

langjährige Mitarbeiterin 

 

Beate Vonau 

geb. Griebel 

 

geb. 26.12.1970 

gest. 24.12.2009 

 

 

Mit Frau Vonau haben wir eine engagierte,  

zuverlässige und erfahrene Kollegin verloren. 

 

Wir werden ihr Andenken stets in Ehren halten. 

11. Nachruf     
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So können Sie uns erreichen 

 

Niederlausitzer Studieninstitut 

für kommunale Verwaltung 

Spreeinsel 2 

15848  Beeskow 

 

Homepage: www.studieninstitut-beeskow.de 

E-mail: info@studieninstitut-beeskow.de 
 

 

Telefon 52 08 - 0 

Fax  52 08 25  oder  52 08 26 

 

Michaela Oelgeklaus Studienleiterin (komm.)   52 08 0 

   oelgeklaus@studieninstitut-beeskow.de 

 

 

Gundula Grönke Leiterin GB Personal und Organisation 52 08 15 

   groenke@studieninstitut-beeskow.de 

 

 

Egbert S. Piosik Leiter GB Aus- und Fortbildung  52 08 24 

   piosik@studieninstitut-beeskow.de 

 

 

Steffi Bodien  Dozentin     52 08 16 

   bodien@studieninstitut-beeskow.de 

 

 

Evelyn Stöwer SB Aus- und Fortbildung   52 08 17 

   stoewer@studieninstitut-beeskow.de 

 

 

Sandra Sotzko  SB Haushalt/Kostenrechnung  52 08 20 

   sotzko@studieninstitut-beeskow.de 

  

 

Barbara Emmerich Assistentin der Geschäftsleitung  52 08 13 

   emmerich@studieninstitut-beeskow.de 

 

 

Corinna Kuhley Mitarbeiterin der Geschäftsleitung  52 08 23 

   kuhley@studieninstitut-beeskow.de 

 

http://www.nsi-beeskow.de/
mailto:info@studieninstitut-beeskow.de
mailto:oelgeklaus@studieninstitut-beeskow.de
mailto:groenke@studieninstitut-beeskow.de
mailto:piosik@studieninstitut-beeskow.de
mailto:bodien@studieninstitut-beeskow.de
mailto:stoewer@studieninstitut-beeskow.de
mailto:sotzko@studieninstitut-beeskow.de
mailto:emmerich@studieninstitut-beeskow.de
mailto:kuhley@studieninstitut-beeskow.de
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